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Drucksache V/3136 


Der Bundesminister der Finanzen 

Z B/5 - P 2499 - 5/68 


Bonn, den 4. Juli 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Die bei den alliierten Streitkräften beschäftigten deut- 
schen Bediensteten 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller-Emmert, 
Frau Korspeter, Schwabe, Schmitt-Vockenhausen, Matt- 
höfer, Haehser und der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/3023 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Auswärtigen, für Arbeit und 
Sozialordnung, des Innern und der Verteidigung namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist mit Entlassungen deutscher Bediensteter bei den alliierten 
Streitkräften in den nächsten Monaten zu rechnen? 

Auf Grund der Truppenreduzierung der amerikanischen und 
britischen Stationierungsstreitkräfte muß nach Mitteilung der 
Hauptquartiere mit einer Minderung der Planstellen für zivile 
Arbeitnehmer gerechnet werden. Die Stellenkürzungen sind 
jedoch nicht gleichbedeutend mit einem Wegfall von Arbeits- 
plätzen oder Entlassungen von Arbeitnehmern, da nicht alle 
Planstellen besetzt waren und die darüber hinaus notwendigen 
Kürzungen weitgehend durch andere rechtzeitig eingeleitete 
Maßnahmen der Streitkräfte ermöglicht werden sollen. 

Hierzu gehören eine bereits verfügte Einstellungssperre und 
das Angebot der offenen Arbeitsplätze an das durch die Plan- 
stellenkürzungen betroffene Personal, 

Umsetzungen der Arbeitnehmer an andere im Zusammenhang 
mit der Truppenreduzierung neu einzurichtende oder mit ande- 
ren Aufgaben auszustattende Arbeitsplätze, 
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Überleitung der geeigneten Arbeitnehmer in den Dienst der 
Bundeswehr bei Übernahme von Einrichtungen der Stationie- 
rungsstreitkrätte, soweit die Personalhöchstzahlen der Bundes- 
wehr dies zulassen und Dienstposten vorhanden sind. 

Inwieweit es trotzdem zu Entlassungen von Arbeitnehmern 
kommen wird, läßt sich zum jetzigen Zeitpunkt leider nicht er- 
mitteln. Die zuständigen deutschen Dienststellen stehen jedoch 
in enger Verbindung mit den Stationierungsstreitkräften, um zu 
gewährleisten, daß die für den Fall von Entlassungen vorge- 
sehenen Maßnahmen sofort eingeleitet werden können. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, durch geeignete Maßnahmen 
eine anderweitige Unterbringung zu unterstützen? 


1. Die Bundesregierung hat am 18. März 1967 folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

„Die Bundesregierung wendet der ünterbringung der von 
den Stationierungsstreitkräften entlassenen Arbeitnehmer 
von jeher ihre besondere Aufmerksamkeit zu. Diese Be- 
mühungen richteten sich bisher in erster Linie auf eine Unter- 
bringung im Bereich des Bundesministers der Verteidigung. 
Die Bundesregierung hat sich entschlossen, diese Förderung 
auf die gesamte Bundesverwaltung auszudehnen. Daher sol- 
len bei Personalbedarf in diesem Bereich unbeschadet der 
gesetzlichen Verpflichtungen zur vorrangigen Beschäftigung 
besonderer Personengruppen von den Stationierungsstreit- 
kräften entlassene geeignete Arbeitnehmer - wenn auch ein 
Rechtsanspruch auf Unterbringung nicht besteht - bevorzugt 
eingestellt werden. Die Bundesminister treffen die für ihr 
Ressort zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen 
Maßnahmen. Die Bundesregierung bittet die Länder, die Ge- 
meinden und die sonstigen Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes, in gleicher Weise zu verfahren." 

2. Durch Tarifverträge vom 1. Januar und 17. März 1697 (GMBl. 
S. 288, 211) sind ferner die Vorschriften über die Anrechnung 
der in einer Beschäftigung bei den Stationierungsstreitkräften 
verbrachten Zeiten als Dienstzeit - die bis dahin nur für den 
Fall des Übertritts in ein Arbeitsverhältnis mit der Bundes- 
wehr galten - auf die gesamte Bundesverwaltung ausgedehnt 
worden. 

3. Es ist sichergestellt, daß die Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, zu- 
meist in enger Zusammenarbeit mit der inneren Verwaltung, 
alle ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten - vor 
allem auch der beruflichen Umschulung und überregionalen 
Arbeitsvermittlung - ausschöpfen, um den Arbeitnehmern, 
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deren Entlassung nicht zu vermeiden ist, rasch zu einem 
neuen Arbeitsplatz in der privaten Wirtscheft und in der 
öffentlichen Verwaltung zu verhelfen. 


I leihen sich Fortschritte bei den Verhandlungen über eine Ver- 
besserung der Rechtsverhciltnisse der l)ci den alliierten Slreil- 
kiüllen lieschd Itigten deutsihen Bediensteten ergeben'!? 


Die Verhandlungen über eine Änderung des Artikels 56 des Zu- 
satzabkoiTunens zum NATO-Truppenstatut konnten leider noch 
nicht zum Abschluß gebracht werden. Die Bundesregierung ist 
bemüliL, das bisher erreichte Ergebnis noch zu verbessern. Mit 
Rücksicht auf die Vorläufigkeit des derzeitigen Sachstandes und 
den Zusammenhang, in dem die einzelnen Verhandlungspunkte 
zueinander stehen, muß die Bundesregierung im jetzigen Zeit- 
punkt von der Bekanntgabe von Einzelheiten absehen. Es kann 
jedoch gesagt werden, daß in den Verhandlungen Fortschritte 
erzielt wurden. 


In Vertretung 

Grund 
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